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Drucksache IV/443 


Der Präsident 
des Bundesredinungshofes 

Pr. 2 - 2006/31 - 281/62 Frankfurt (Main), den 29. Mai 1962 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Übertragung von Aufgaben auf das Bundesverwaltungs- 
amt 

Bezug; Entschließung des Deutschen Bundestages vom 14. Ok- 
tober 1959 

— Drucksache 1129 der 3. Wahlperiode — 


Nach der vorbezeichneten Entschließung habe ich zum Ende 
jedes Rechnungsjahres dem Bundestag zu berichten, inwieweit 
die Bundesregierung nach meiner Kenntnis Aufgaben an das 
Bundesverwaitungsamt abgeben und Bundesdienststellen mit 
dem Bundesverwaltungsamt vereinigen kann. Das ist mehr- 
fach, zuletzt unter dem 28. Dezember 1960 — Drucksache 2364 
der 3. Wahlperiode — , geschehen. 

Mit Schreiben vom 12. Mai 1962 - Pr. 2 - 2006/31 - 3/62 - 
an den Herrn Vorsitzenden des Haushaltsausschusses des 
Deutschen Bundestages, dessen Abschrift ich beifüge, habe ich 
mich außerdem auf Ersuchen des genannten Ausschusses dazu 
geäußert, „ob und in welchen Fällen Übertragungen von Ver- 
waltungsbefugnissen auf das Bundesverwaltungsamt ohne Än- 
derung von Gesetzen möglich sind, und in welchen Fällen die 
Verlagerung wünschenswert wäre, aber an den gesetzlichen 
Bestimmungen zunächst scheitert". 

Darüber hinaus haben im Jahre 1961 weder die Prüfungstä- 
tigkeit des Bundesrechnungshofes noch die Untersuchungen 
meiner Gutachtenabteilung neue Tatbestände im Sinne der 
Entschließung des Deutschen Bundestages ergeben. Die Ent- 
wicklung wird hier laufend beobachtet. 

Bei der Vielzahl und Vielseitigkeit der ihm in den letzten 
Jahren neu zugewiesenen Geschäfte würde es der Arbeits- 
weise des Bundesverwaltungsamts zugute kommen, wenn in 
seinem Aufgabenbereich zunächst eine gewisse Stetigkeit ein- 
träte. 


Dr. Hertel 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, Bonn, Bonner Talweg 106 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
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Der Präsident 
des Bundesredinungshofes 

Pr. 2 - 2006/31 - 3/62 


Frankfurt (Main), den 12. Mai 1962 


Abschrift 


An den Herrn 

Vorsitzenden des Haushaltsausschusses 
des Deutschen Bundestages 


Betr. : Übertragung von Aufgaben auf das Bundesverwaltungs- 
amt 

Bezug; 1. Kurzprotokoll über die 172, Sitzung des Haushalts- 
aussdiusses des Deutschen Bundestages (3. Wahlperio- 
de) am 8. Juni 1961 S. 24 letzter Absatz 

2. Nr. 5 der Übersicht des Sekretariats des Haushalts- 
ausschusses vom 14. Febr. 1962 
— Ausschußdrucksache 65 — 


Der Haushaltsausschuß hat mich durch Beschluß vom 8. Juni 
1961 — vgl. das zu 1. in Bezug genommene Kurzprotokoll — 
beauftragt, darüber zu berichten, ob und in welchen Fällen 
Übertragungen von Verwaltungsbefugnissen auf das Bundes- 
verwaltungsamt ohne Änderung von Gesetzen möglich sind, 
und in welchen Fällen die Verlagerung wünschenswert wäre, 
aber an den gesetzlichen Bestimmungen zunächst scheitert, 

1. Aufgaben, deren Übertragung ohne Änderung von Ge- 
setzen in Betracht kommt. 

Der Bundesminister des Innern hat auf eine Kleine Anfrage 
der Fraktion der SPD (Drucksache 2465) am 21. Februar 1961 
(Drucksache 2548) mitgeteilt, welche Aufgaben vom Bundesver- 
waltungsamt übernommen werden sollten. Es handelt sich 
hierbei im wesentlichen um Angelegenheiten, deren Überprü- 
fung für eine Verlagerung aus den Ministerien ich empfohlen 
habe, und zwar; 

Angelegenheiten der beamtenrechtlichen Versorgung im Dienst- 
bereich des Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten, 

Angelegenheiten der beamtenrechtlichen Versorgung im Ge- 
schäftsbereich des Auswärtigen Amtes, 

Kriegsgräberfürsorge im Ausland, 

Wiedergutmachung für Nationalgeschädigte, 
Wiedergutmachung für niederländisdie Rückwanderer. 
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Davon sind inzwischen die Versorgungsangelegenheiten im 
Dienstbereicii des Bundesministers für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten dem Bundesverwaltungsamt, die des Aus- 
wärtigen Amtes den Oberfinanzdirektionen übertragen worden. 

Die Frage der Übertragung weiterer nichtministerieller Auf- 
gaben auf das Bundesverwaltungsamt bedarf noch eingehen- 
der Untersuchungen, da durch solche Aufgabenverlagerung 
nicht Verwaltungszusammenhänge unterbrochen werden dürfen, 
ohne daß dabei wesentliche organisatorische und personal- 
wirtschaftliche Erfolge erzielt werden. Das gilt insbesondere 
auch für die Kriegsgräberfürsorge im Ausland, deren Über- 
tragung vom Auswärtigen Amt auf das Bundesverwaltungs- 
amt ich zur Erörterung gestellt habe. 

Die Kontrolle und Prüfung- der Verwendung der Mittel nach 
§ 64 a RHO hängt eng mit der Bewilligung von Zuwendungen 
des Bundes an außerhalb der Bundesverwaltung stehende Stel- 
len zusammen. Daher kann die Frage, ob diese Prüfung aus 
den Ministerien auf das Bundesverwaltungsamt verlagert wer- 
den kann (vgl. Kurzprotokoll 172. Sitzung des Haushaltsaus- 
schusses am 8. Juni 1961 S. 24), nicht ohne weiteres bejaht 
werden. 

2. Wünschenswerte Verlagerung von Aufgaben, die aber an 
den gesetzlichen Bestimmungen zunächst scheitert. 

Es handelt sich hier vorerst um die Durchführung des zivilen 
Ersatzdienstes (vgl. meinen Bericht vom 28. Dezember 1960). 
Nach dem Gesetz vom 13. Januar 1960 (BGBl, I S. 10) ist hier- 
für der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung zustän- 
dig, Gelegentlich einer Besprechung im Ministerium wurde 
mitgeteilt, bei der beabsichtigten Novellierung des Gesetzes 
werde auch eine Delegationsmöglichkeit — wie ich sie emp- 
fohlen habe — geschaffen werden. 

Sonstige Aufgaben, die im Zusammenhang mit einer Änderung 
der gesetzlichen Bestimmungen verlagert werden könnten, sind 
gegenwärtig nicht erkennbar. 

Ich werde die Möglichkeiten zur Abgabe nichtministerieiler 
Aufgaben an das Bundesverwaltungsamt weiter verfolgen und 
zu gegebener Zeit darüber berichten. 


gez. Dr. Hertel 
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